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4. Arbeitsfelder II: Politikbereichs-Analysen

Zur Effizienz der Arbeitsmarktpolitik: Ein Plädoyer für einen Schritt 
zurück und zwei Schritte voran

Günther Schmid

1. Einleitung

Politik- und verwaltungswissenschaftliche Analysen im Bereich Arbeitsmarktpolitik 
sind vergleichsweise neu. Der naheliegendste Grund ist auch der wichtigste: Arbeits­
marktpolitik spielte in den fünfziger, vor allem in den sechziger Jahren kaum eine Rol­
le. Während in Schweden die Gewerkschaftsökonomen Gösta Rehn und Rudolf Meid- 
ner schon in den fünfziger Jahren der Arbeitsmarktpolitik eine selbständige wirt- 
schafts- und sozialpolitische Rolle zuwiesen (Meidner 1980), veranlaßte in der Bundes­
republik erst die Rezession von 1966/67 die Parteien, vor allem die Sozialdemokraten, 
zu Überlegungen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik; diese schlugen sich dann in einem 
beeindruckend geschlossenen Gesetzeswerk, dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) von 
1969, nieder.
Auch in der Arbeitsmarktpolitik spielte sich dann ein Paradigmenwechsel der For­
schung ab, wie er von Renate Mayntz (1980: 1 ff.) für andere Politikbereiche beschrie­
ben wurde: Solange fraglich war, ob eine Regierung überhaupt willens und fähig ist, 
Programme mit reformpolitischen Zielsetzungen zu entwickeln und konkret zu ver­
folgen, standen konsequenterweise die politischen Handlungsspielräume bei der Wahl 
von Politikinhalten im Vordergrund des Interesses. Repräsentative Beispiele dafür sind 
die Studien von Claus Offe (1975) zur Berufsbildungsreform und von Blankenburg/ 
Treiber/Schmid (1976) zur Entstehung des AFG. Mit zunehmender Dauer der Pro­
grammerfahrungen, vor allem jedoch mit zunehmender Verschlimmerung der Arbeits­
marktlage, verschob sich das Interesse zwangsläufig auf die Frage, wie die Absichten 
des Gesetzgebers nun auch praktisch realisiert werden. Politisch-ökonomische Ansätze 
konzentrierten sich dabei auf die Frage der möglichen Steuerungsinstrumente und der 
Angemessenheit des Instrumentariums im Vergleich zu den Arbeitsmarktproblemen 
(Lutz/Sengenberger 1974; Schmid 1975; Schmid 1980 b), während verwaltungswis­
senschaftlich orientierte Ansätze naturgemäß die Fragen der optimalen Umsetzung und 
des Vollzugsdefizits in den Vordergrund stellten (Blankenburg, 1979; Hjem/Porter 
1979, Scharpf u. a. 1982).
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Mit Beginn der achtziger Jahre verschlechterte sich die Arbeitsmarktlage noch einmal 
drastisch: Dauerhafte Massenarbeitslosigkeit bedroht nun akut die Stabilität des poli­
tischen Systems und stellt die Politik- und Verwaltungswissenschaft vor neue Heraus­
forderungen. Die sichtbare Handlungskrise der Regierungskoalition rückt die Frage 
nach den politisch-institutionellen Handlungsbedingungen für die erfolgreiche Bekämp­
fung von Massenarbeitslosigkeit wieder in den Vordergrund (Scharpf 1981). Infolge 
der steigenden Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik und der sich zuspitzenden Finanz­
krise des Staates gewinnen gleichzeitig Fragen der Wirksamkeit und Effizienz von Maß­
nahmen an Bedeutung, dies um so eindringlicher, je mehr Arbeitsmarktpolitik um 
knappe Mittel mit anderen Politikbereichen konkurrieren muß.
Luhmanns „opportunistische Strategie“ des politischen Themenwechsels ist in einer 
nahezu alle Bereiche umfassenden Krise obsolet geworden (Luhmann 1968: 723). Bei 
schmalen oder gar negativen Wachstumsspielräumen muß Politik in der Lage sein, Re­
formen durchzusetzen, die Opfer oder wenigstens Anpassungswillen auch von gut or­
ganisierten Interessen abverlangen. Prioritäten können nicht länger „opportunistisch“ 
gewählt werden, indem mal den einen Interessen der Vorrang vor den anderen gegeben, 
den nicht berücksichtigten Interessen jedoch zumindest der Status quo garantiert 
wird; Prioritäten müssen heute durch Ausscheiden oder Einschränkung von alternati­
ven Interessen bewußt entschieden und durchgehalten werden. Dazu sind möglichst 
präzise Informationen über die ökonomischen und sozialen Auswirkungen der zur Ent­
scheidung stehenden Maßnahmen erforderlich.
Dies darf jedoch nicht als technokratischer Entscheidungsmechanismus mißverstanden 
werden. Wirkungs- und Effizienzanalysen ersetzen politische Auseinandersetzungen 
und Entscheidungen nicht. Sie sind aber politisch nützlich in der Funktion, Tatbestän­
de festzustellen und damit das Feld des politisch Unstreitigen zu erweitern und die po­
litische Auseinandersetzung auf relevante Kontroversen einzugrenzen. Effizienzanaly­
sen sind auch hilfreich im Aufzeigen von Handlungsoptionen und im Bewußtmachen 
ihrer Konsequenzen. Wirkungsforschung kann schließlich ein Korrektiv gegenüber der 
„Common Sense Logik“ der politischen Diskussion bilden, die oft unmittelbare Erfah­
rungen gegenüber allgemeinen Tendenzen überbetont. Die Aufklärung komplexer sta­
tistischer Zusammenhänge und die Aufdeckung der oft kontraintuitiven Wirkungen gut 
gemeinter Programme ist deshalb auch hier unerläßliche Voraussetzung für die zutref­
fende Situationseinschätzung und damit für eine potentiell realitätsangemessene Poli­
tik (Scharpf/Schmidt 1981: 234).
Im folgenden beschränke ich mich auf die Aspekte der Wirksamkeit und Effizienz ar­
beitsmarktpolitischer Maßnahmen mit besonderer Berücksichtigung eines der klassi­
schen Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik, der Förderung beruflicher Weiterbil­
dung.1 Zunächst wird kurz der quantitative Umfang der Arbeitsmarktpolitik in den 
vergangenen 15 Jahren aufgezeigt. Nach grundsätzlichen Überlegungen zu einem der 
Arbeitsmarktpolitik angemessenen Effizienzbegriff werden die verschiedenen Kri­
terien und Bedingungen der Effizienz arbeitsmarktpolitischer Instrumente entwickelt. 
Dieser effizienzanalytische Bezugsrahmen wird dann am Instrument der Förderung be­
ruflicher Weiterbildung beispielhaft angewendet. Es läßt sich zeigen, daß dieses In­
strument wie auch die Arbeitsmarktpolitik im allgemeinen einen erheblichen Beitrag
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zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit, zur Verbesserung der Funktionsweise von Ar­
beitsmärkten und zur Verbesserung der individuellen Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
geleistet hat. Die jüngsten politischen Entscheidungen zur Reduzierung dieser Leistun­
gen waren falsch. Dem erzwungenen „Schritt zurück“ müssen bald „zwei Schritte vor“ 
folgen; Voraussetzung dafür ist allerdings ein Ausbau der arbeitsmarktpolitischen In­
frastruktur, dessen Zielrichtung abschließend angedeutet wird.2

2. Was ist effiziente Arbeitsmarktpolitik?

Im Jahre 1965 verausgabte die Bundesanstalt für Arbeit (BA) 1,6 Mrd. DM, das waren 
0,35 % des Bruttosozialprodukts (BSP). Im Jahre 1973 hatte sich dieses Niveau schon 
verdoppelt (0,74 % des BSP) und eine weitere Verdoppelung erfolgte bis 1980 (1,5 % 
des BSP). Während im Zeitraum von 1973—80 das BSP nominal um 63 % anstieg, 
kletterten die Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik um 233 %. Diese Entwicklung ist nur 
zum Teil auf die Arbeitslosengelder zurückzuführen, die infolge der Verschlechterung 
der Arbeitsmarktlage zu zahlen waren. Die Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik, 
d. h. Ausgaben für Vorbeugung und Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, haben mit die­
sem Wachstumstempo nahezu Schritt gehalten: Sie stiegen von 4,5 Mrd. DM 1973 auf 
11 Mrd. DM im Jahre 1980, nominal also um gut 144 %.
Wie steht es mit der Effizienz dieser Maßnahmen? Hat sie sich mit den steigenden Aus­
gaben gebessert, ist sie gleich geblieben oder unterlag sie dem „Gesetz des fallenden 
Grenznutzens“? Unter welchen Kontextbedingungen und im Hinblick auf welche Ziel­
setzungen sind diese Instrumente effizient? Die Beantwortung dieser Fragen setzt 
einige begriffliche Überlegungen voraus.
Die strengen Effizienzregeln der ökonomischen Theorie (u .a. Grämlich 1981) setzen 
voraus, daß Nutzen und Kosten vollständig und mit einem einheitlichen Maßstab (z. B. 
Geldeinheiten) gemessen werden können. Ebenso müssen die Opportunitätskosten be­
kannt sein. Das ist für die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik ausnahmslos nicht 
möglich. In den meisten Fällen können die Kosten zwar ziemlich eindeutig bestimmt 
werden, die Nutzen und erst recht die Nutzen/Kostenvergleiche entziehen sich jedoch 
aus verschiedenen Gründen einer genauen Messung. Zum einen ist es die Vielfalt der 
Zielsetzungen: Nicht nur ein hoher Beschäftigungsstand ist zu erzielen, sondern es sol­
len auch Fähigkeiten und Neigung, gerechte Einkommensverteilung, Stabilität oder fa­
milienpolitische Erwägungen berücksichtigt werden. Andererseits sind Nebenwirkun­
gen wie Verdrängung, Rotationsarbeitslosigkeit, Mitnehmereffekte und Drogeneffekte 
(Schmid 1980 b: 129) schwer festzustellen, und die Opportunitätskosten sind eben­
falls meistens unbekannt. Zum zweiten ist die Zuordnung von Ursache (politischer In­
tervention) und Wirkung meist nicht eindeutig klärbar, weil viele Einflußfaktoren 
gleichzeitig und oft wechselwirkend existieren und Effekte über Umwege erst mit 
zeitlicher Verzögerung sichtbar werden.
Dort, wo die Beschäftigungseffekte einigermaßen eindeutig sind, kann die Kosten/ 
Wirksamkeits-Methode Anwendung finden, d. h., man stellt den — in welcher Einheit 
auch immer — gemessenen Effekten die Kosten gegenüber und wählt bei gleichen Ef­
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fekten die kostengünstigere Maßnahme (Rosst et al. 1979: 273 ff). In allen anderen 
Fällen müssen plausible Überlegungen an die Stelle exakter Messungen treten, und Für 
und Wider müssen im Diskurs abgewogen werden. Man könnte diese Art von plausibler 
Effizienzanalyse mit einem Gerichtsprozeß vergleichen, in dem Indizien gesammelt 
werden, und in dem über Schuld und Unschuld — die ja in der Regel nicht eindeutig 
feststellbar sind — nach bestimmten Regeln und nach einem legitimitierten Ver­
fahren entschieden wird. Derartige Regeln und Institutionen haben sich freilich in der 
sozialwissenschaftlichen Wirkungsanalyse noch nicht etabliert, und ich will diesen Ge­
dankengang hier auch nicht weiter verfolgen. Es wäre jedoch denkbar, solche Regeln 
in Analogie zur rigorosen Nutzen/Kosten-Analyse, verknüpft mit demokratischen 
Wahl- und Entscheidungsverfahren und eventuell mit eigens damit befaßten Institutio­
nen zu entwickeln.2 3
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß Analysen zur Effizienz der Arbeitsmarkt­
politik aus Gründen der komplexen Zielsetzung, der begrenzten Möglichkeiten der 
Messung und des Nutzen/Kosten-Vergleichs sich mit einem pragmatischen und unge­
nauen Effizienzbegriff begnügen müssen: Eine Arbeitsmarktpolitik ist als effizient zu 
bezeichnen, wenn sie ihre Ziele im Vergleich zu anderen Instrumenten mit möglichst 
geringem Aufwand erreicht und möglichst wenig Nebenziele verletzt;4 Zielerreichung, 
Nebenwirkungen sowie die Zuordnung von Ursache und Wirkung sind meist nur in 
Annäherung bestimmbar. Wichtiger als Meßgenauigkeit ist die Einbeziehung aller Ziel­
dimensionen und Nebenwirkungen.

3. Kriterien und Bedingungen der Effizienz arbeitsmarktpolitischer Instrumente

Die Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik muß also unter mehreren Gesichtspunkten 
beurteilt werden, die hier nur postulativ eingeführt und kurz beschrieben werden kön­
nen: Beschäftigungswirkung (1), Soziale Sicherung (2), Allokationswirkung (3), Ver­
teilungswirkung (4), integrative Wirkung (5) und gesellschaftspolitische Wirkung (6).

(1) Beschäftigungspolitisch soll aktive Arbeitsmarktpolitik Arbeitslosigkeit vermei­
den, die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze unterstützen oder selbst übernehmen. Die 
originären Instrumente dafür sind Kurzarbeit, die Förderung der ganzjährigen Be­
schäftigung in der Bauwirtschaft und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Fortbildung 
und Umschulung im Falle von Qualifikationsengpässen und Mobilitätshilfen bei un­
genügender geographischer Mobilität; dazu zählen auch „marginale“ Lohnkostenzu­
schüsse, d. h. die Subventionierung zusätzlicher oder vorgezogener Beschäftigung.

(2) Unter Gesichtspunkten der sozialen Sicherung soll Arbeitsmarktpolitik bei Ver­
lust des Arbeitsplatzes oder bei einer arbeitsmarktpolitisch bedingten Beendigung eines
Beschäftigungsverhältnisses (etwa zwecks Fortbildung oder Umschulung) das Einkom­
men durch Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Konkursausfallgeld (seit 1974) oder
Unterhaltsgeld bis zu einem bestimmten Umfang sichern. Im Falle der Arbeitsunfähig­
keit soll bei aussichtsreicher beruflicher Rehabilitation der Unterhalt ebenfalls gesi­
chert werden.
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(3) Allokationspolitisch soll Arbeitsmarktpolitik für einen möglichst produktiven Ein­
satz des Faktors Arbeit sorgen. Die typischen Instrumente dafür sind Informations-, 
Beratungs- und Vermittlungsdienste, sowie die Förderung der beruflichen und regio­
nalen Mobilität; Kurzarbeit und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen haben jedoch eben­
falls erhebliche allokative Nebenwirkungen.

(4) Unter verteilungspolitischen Gesichtspunkten sollen ungleiche Beschäftigungs- und 
damit Einkommenschancen kompensiert werden. Das originäre Instrument dafür sind 
die Eingliederungsbeihilfen, aber auch die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen können da­
zu gerechnet werden, insofern sie zielgruppenspezifisch (z. B. für Teilzeitarbeit suchen­
de Frauen, ältere und langfristig Arbeitslose) und/oder regional gezielt eingesetzt wer­
den. Auch die berufliche Weiterbildung erhält — wie noch gezeigt wird — zunehmend 
verteilungspolitische Funktionen. In diesem Zusammenhang wären auch Arbeitsplatz­
verteilung (job-sharing) und Arbeitszeitverkürzung als mögliche Instrumente zu nen­
nen; bisher haben in der Bundesrepublik jedoch nur die flexible Altersgrenze und das 
vorgezogene Altersruhegeld eine nennenswerte arbeitsmartkpolitische Bedeutung er­
langt.

(5) Erwerbsarbeit ist nicht nur als Einkommensquelle zu sehen, sondern auch als Me­
dium der sozialen Integration und Kommunikation. Integratives Ziel der Arbeits- und 
Sozialpolitik ist es daher, z. B. Behinderte und ethnische Minderheiten so weit wie 
möglich in die Gesellschaft und damit auch in das Arbeitsleben zu integrieren. Auch 
die Gleichstellung der Frau erfordert eine erheblich verbesserte Abstimmung von Be­
ruf und Familie. Die integrative Zielsetzung kann vor allem mit der allokativen Ziel­
setzung in Konflikt geraten und umgekehrt. Die in jüngster Zeit feststellbaren Ausglie­
derungstendenzen „marginaler Erwerbspersonen“ — insbesondere von Älteren und 
Leistungsgeminderten — haben möglicherweise produktivitätsfördernd gewirkt, so­
zialpolitisch jedoch erhebliche desintegrative Tendenzen gefördert. Sind z. B. altersge­
rechte Arbeitsplätze einmal abgebaut, dann sind die Schwierigkeiten groß, ein Unter­
nehmen wieder dazu zu bringen, mehr Ältere einzustellen. Originäre Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik in diesem Zusammenhang sind wiederum die berufliche Rehabi­
litation, die Förderung der Einstellung von Behinderten und Älteren durch Quoten­
regelung bzw. durch Lohnkostenzuschüsse, neuerdings auch die Förderung von Teil­
zeitarbeitsplätzen und der beruflichen Bildung von Frauen in traditionellen Männerbe­
rufen.

(6) Erwerbstätigkeit ist nicht nur Mittel zur Erzielung von Einkommen und sozialer In­
tegration, sondern auch Mittel der Selbstverwirklichung und Gestaltungsfeld indivi­
dueller Freiheit. Die Effizienz der Arbeitsmarktpolitik ist gesellschaftspolitisch an dem 
erreichten Grad individueller Wahlfreiheit, Selbst- und Mitbestimmung sowie an der 
Vielfalt der Alternativen zu messen. Als originäre arbeitssmarktpolitische Instrumente 
sind hier die Berufs- und Arbeitsberatung sowie die Arbeitsvermittlung zu nennen. In 
tendenziellem Konflikt mit diesem Kriterium steht z. B. die Beschränkung des An­
spruchs auf soziale Sicherung, insofern über die Bedingung der „zumutbaren Arbeit“
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individuelle Einschränkungen der Berufs- und Arbeitsplatzwahl erzwungen werden 
können. Ein anderes Beispiel sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, wenn ihre Arbeits­
angebote sehr eingeschränkt und die Arbeitsbedingungen schlecht sind.
Die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik5 haben in der Regel zwar zielfunktio­
nale Schwerpunkte, die Auswirkungen betreffen aber meistens mehr oder weniger das 
ganze Zielspektrum, und in einigen Fällen sind Zielkonflikte oder gar Unvereinbarkei­
ten zu erwarten.
Während diese Zieldimensionen die normativen Beurteilungskriterien für die Effizienz 
der Arbeitsmarktpolitik darstellen, ist die Erfolgswahrscheinlichkeit der Arbeitsmarkt- 
politik von dem Handlungsfeld abhängig, das die Probleme bzw. den Anlaß staatlicher 
Intervention erzeugt hat und das die Bedingungskonstellation für den Handlungserfolg 
darstellt. Dazu gehören die Verhaltensdisposition der Teilnehmer auf dem Arbeits­
markt, die Implementationsstruktur und vor allem die Problemstruktur, d. h. die Fak­
toren, die Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt erzeugen. Von zentraler Bedeutung 
für die Arbeitsmarktpolitik sind vor allem die Ursachen der Arbeitslosigkeit. In der Li­
teratur hat sich die folgende Ursachentypologie durchgesetzt: friktioneile, saisonale 
und konjunkturelle, strukturelle und wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit (Schmid 
1980 a: 23 ff.). Obwohl es keine eindeutige Zuordnung zwischen Instrumenten und 
Ursachen (Problemstruktur) gibt, sind einige Wirkungszusammenhänge jedoch evident: 
Arbeitsberatung und Vermittlung zielen offensichtlich primär auf Reduzierung oder 
Vorbeugung friktioneller und struktureller Arbeitslosigkeit; Kurzarbeitergeld als Über­
brückung kurzfristiger Nachfrageausfälle ist vor allem auf den Ursachentyp „konjunk­
turelle Arbeitslosigkeit“ zugeschnitten (branchenübliche saisonale Nachfrageausfälle 
dagegen sind rechtlich von der Möglichkeit der Kurzarbeit ausgeschlossen); dagegen 
haben die Maßnahmen zur ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft (Winter­
geld, Schlechtwettergeld) eindeutig saisonalen Charakter, und auch die Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen waren — zumindest nach der älteren Konzeption — eher auf 
konjunkturelle Arbeitslosigkeit zugeschnitten, haben jedoch mit der Strukturalisierung 
der Arbeitslosigkeit zunehmend verteilungspolitische Funktionen übernommen.
Das folgende Schaubild versucht, Zieldimensionen und Problemstruktur als Effizienz­
bedingungen arbeitsmarktpolitischer Instrumente in einer Synopse zusammenzufassen. 
Die Zuordnungen folgen überwiegend den funktionalen Zielbestimmungen im Arbeits­
förderungsgesetz (AFG) und nehmen einige Ergebnisse der Effizienzuntersuchungen 
vorweg. Bei der Betrachtung der Synopse sind zunächst folgende Auffälligkeiten zu 
vermerken: In der funktionalen Perspektive, also zeilenweise, ist zu beobachten, daß 
die arbeitsmarktpolitischen Instrumente vor allem die Funktion der sozialen Sicherung 
haben; die nächstbedeutende Funktion ist die allokative Wirkung, die in einigen Fäl­
len — etwa bei den Eingliederungsbeihilfen oder bei der Kurzarbeit — auch negative 
Tendenzen aufweist, auf die ich später noch zu sprechen komme; die einzigen unmit­
telbar beschäftigungswirksamen Maßnahmen sind das Kurzarbeitergeld, die Maßnah­
men zur ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft, die Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen und die berufliche Weiterbildung im Falle qualifikationsbedingter Eng­
pässe.
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Während nur wenige Instrumente positive Verteilungswirkungen haben (oder wenig­
stens intendieren), sind die integrativen und gesellschaftspolitischen Wirkungen einiger 
Instrumente doppelwertig bzw. ambivalent. Das gilt z. B. für die Arbeitslosenversiche­
rung: Die Solidarität der Arbeitnehmer gegenüber wirtschaftlichen Risiken ist zwar 
durch die Zwangsmitgliedschaft der Versichertengemeinschaft institutionell abgesi­
chert — von einigen sozialen Gruppen einmal abgesehen (Beamte, Freiberufliche) —, 
in der Praxis wird bei Arbeitslosigkeit dennoch die Schuld oft dem Einzelnen zugewie­
sen. Ergebnisse wissenschaftlicher Untersuchungen lassen jedenfalls die öffentliche 
Meinung von den Arbeitslosen als „Drückeberger“ als übertrieben erscheinen (Hoppe 
1981). Die gesellschaftspolitischen Auswirkungen der Arbeitslosenversicherung sind 
ebenfalls ambivalent: Einerseits gewährleistet das Arbeitslosengeld den ökonomischen 
Rückhalt, um zunächst in Ruhe eine passende Arbeitsgelegenheit zu suchen und unzu­
mutbare Arbeitsplätze abzulehnen, andererseits wirkt die Rolle des Arbeitslosengeld­
empfängers stigmatisierend und behindert die Arbeitssuche. Die negativen Tendenzen 
nehmen mit der Dauer der Arbeitslosigkeit zu, zumal auch die einkommenssichernde 
Funktion mit der Zeit nachläßt und den Druck verstärkt, auch weniger zumutbare 
Arbeit anzunehmen.
Liest man die Synopse von der instrumenteilen Seite her, also spaltenweise, dann fal­
len die berufliche Weiterbildung (FuU) und die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
(ABM) als Instrumente auf, die besonders vielfältige Funktionen haben, wobei vor 
allem die Effizienz der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ambivalent zu sein scheint. 
Darüber hinaus ist zu beobachten, daß es — mit Ausnahme vielleicht der Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen — kein originäres arbeitsmarktpolitisches Instrument gibt, das 
gezielt der Problemstruktur „wachstumsdefizitäre Arbeitslosigkeit“ angepaßt ist; von 
den aktiven Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik sind in diesem Zusammenhang le­
diglich den Bildungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen positive Beschäftigungs­
und Einkommenssicherungsfunktionen zuzuschreiben.
Im folgenden möchte ich an einem der klassischen Instrumente aktiver Arbeitsmarkt­
politik, der Förderung beruflicher Weiterbildung, die Brauchbarkeit dieses effizienz­
analytischen Bezugsrahmens demonstrieren. Dieses Instrument stand gleichzeitig im 
Zentrum des anfänglichen Ausbaus aktiver Arbeitsmarktpolitik wie im Zentrum zweier 
einsparungsmotivierter Haushaltsstrukturgesetze (1975 und 1981). Die „Operation 
82“ hat gerade an diesem Instrument den Rotstift angesetzt, allerdings zu unrecht, wie 
sich zeigen läßt.

4. Zur Effizienz der Förderung beruflicher Weiterbildung

Das Arbeitsförderungsgesetz (AFG) unterscheidet Fortbildung, Umschulung und be­
triebliche Einarbeitung: Fortbildungsmaßnahmen dienen dazu, „berufliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten festzustellen, zu erhalten, zu erweitern oder der technischen Ent­
wicklung anzupassen“ (§ 41 AFG). Man unterscheidet hierbei wiederum „Anpas- 
sungs- und Aufstiegsfortbildung“. Anpassungsfortbildung sind Kurzlehrgänge ohne all­
gemein anerkannte Abschlüsse, die eine begrenzte Erweiterung beruflicher Qualifika­
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tion ermöglichen. Das quantitative Volumen von Anpassungs- und Aufstiegsfortbil­
dung ist ungefähr gleich. Der Anteil der Fortbildungsmaßnahmen an allen vom AFG 
geförderten Weiterbildungsmaßnahmen betrug 1974 80 %, 1980 72 %. Gegenüber der 
Fortbildung soll die Umschulung (§ 47 AFG) den Übergang in eine andere als die bis­
her ausgeübte Tätigkeit ermöglichen. Das Ziel der Umschulung besteht in der Regel in 
einem anerkannten Ausbildungsabschluß. Der Anteil der Umschulungsmaßnahmen an 
allen Weiterbildungsmaßnahmen betrug 1974 wie 1980 ungefähr 15 %. Bei Vorliegen 
bestimmter Voraussetzungen besteht ein individueller Anspruch auf die Förderung der 
Teilnahme an FuU-Maßnahmen. Im Gegensatz dazu ist die Förderung der betrieblichen 
Einarbeitung (§ 49 AFG) eine Kannleistung, die als Lohnkostenzuschuß (maximal 
80 % und ein Jahr) an den Betrieb gezahlt wird. Dieser Einarbeitungszuschuß (EZ) soll 
der Qualifizierung von Beschäftigten dienen, die die volle Leistung auf einem neuen 
Arbeitsplatz noch nicht erbringen. Dabei konnten bis 1981 neu eingestellte Arbeits­
kräfte ebenso gefördert werden wie bereits im Betrieb beschäftigte; mit dem Arbeits­
förderungskonsolidierungsgesetz (AFKG) ist der Personenkreis weitgehend auf neu ein­
zustellende Arbeitslose beschränkt worden. Das Hauptgewicht der Einarbeitungsmaß­
nahmen liegt bei geringer qualifizierten Tätigkeiten (Schmid/Semlinger 1980: 31). Der 
Anteil der Teilnehmer an allen Weiterbildungsmaßnahmen betrug 1974 gut 4 %, 1980 
13 %.
Einen relevanten finanziellen Umfang erreichte die Förderung der beruflichen Weiter­
bildung erstmalig nach Verabschiedung des AFG (1969) Anfang der siebziger Jahre. In 
einer ersten Expansionphase von 1970—1975 stiegen die Ausgaben für FuU-Maßnah­
men von 0,6 Mrd. DM (1970) auf 2,6 Mrd. DM (1975). Diese Expansion gilt allerdings 
nur für die absoluten Ausgaben. Relativ zu den Gesamtausgaben der aktiven Arbeits­
marktpolitik sank der Anteil der Mittel seit 1973 zugunsten von Eingliederungsbei­
hilfen und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen; infolge des Haushaltsstrukturgesetzes von 
1975, mit dem der förderbare Personenkreis auf arbeitsmarktpolitische Risikogruppen 
(Arbeitslose, von Arbeitslosigkeit unmittelbar Bedrohte, Personen ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung) beschränkt werden sollte, ging die Bedeutung von beruflicher Wei­
terbildung absolut und relativ zurück. Eine zweite Expansionsphase läßt sich für 1978 
bis 1980 feststellen, allerdings wurde das hohe Niveau von 1975 nicht wieder erreicht. 
Ungefähr parallel zu der finanziellen Förderung entwickelten sich auch die Teilnehmer­
zahlen (Tabelle 1).
(1) Hinsichtlich der Beschäftigungswirkung läßt sich das Effizienzproblem dieses ar­
beitsmarktpolitischen Instruments durch zwei extreme Ansätze veranschaulichen: Die 
„Angebotstheorie“ besagt, daß die heutige Arbeitslosigkeit zu einem erheblichen Teil 
durch Qualifikationsdefizite oder Profildiskrepanzen, also „strukturell“ verursacht sei. 
Berufliche Weiterbildung erhöht daher nicht nur die allokative Effizienz, sondern au­
tomatisch auch die Beschäftigung. Die „Nachfragetheorie“ sieht nur im Mangel an Gü­
ternachfrage die Ursachen der heutigen Arbeitslosigkeit. Das bekannte Erscheinungs­
bild, daß ein überdurchschnittlicher Teil der Arbeitslosen ohne berufliche Qualifizie­
rung ist, wird auf unternehmerische Selektion bei Entlassungen und Einstellungen zu­
rückgeführt. Bei mangelnder Nachfrage führt berufliche Weiterbildung allenfalls zu ei­
ner günstigeren Verteilung der Arbeitslosigkeit, jedoch nicht zu einer Beschäftigungs­
wirkung.
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Differenziertere Theorien, beispielsweise die „Engpaßtheorie“, stellen gleichsam eine 
Kombination der beiden extremen Ansätze dar; Hier werden in einigen Bereichen 
Wachstumspotentiale gesehen (etwa im Bereich der Wohnungsmodernisierung, der 
Energieeinsparung, der Sozialtechnologie), die infolge eines Mangels an Schlüsselquali­
fikationen (beispielsweise Ingenieure, Projektmanager, Facharbeiter) nicht realisiert 
werden. Insbesondere Klein- und Mittelbetriebe scheinen, soweit diese These zutrifft, 
an solchen Qualifikationsengpässen zu leiden. Gezielte Förderung beruflicher Bildung 
könnte in diesem Zusammenhang sogar multiplikatorische Beschäftigungswirkungen 
erzielen.
Allerdings ist die Frage nach den Ursachen der Arbeitslosigkeit beim gegenwärtigen 
Stand der Forschung nicht eindeutig entscheidbar. Eine fundierte Wirkungsanalyse 
könnte hier weiterhelfen: Die obigen Theorien müßten sich im Prinzip auch durch die 
tatsächliche Wirkung nach erfolgter politischer Intervention testen lassen; Ist keine Be­
schäftigungswirkung feststellbar, stimmt die Nachfragetheorie, oder es wurde in die 
falschen Qualifikationen investiert. Leider ist auch der Stand der Wirkungsforschung in 
diesem Zusammenhang nicht der beste, so daß hier nur einige Indizien zusammenge­
tragen werden können.6
Nach der Berechnungsmethode des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) ist mit dem Instrument der beruflichen Fortbildung und Umschulung (ein­
schließlich betriebliche Einarbeitung) in den letzten Jahren ein Beschäftigungseffekt 
von 63 000 bis 127 000 erzielt worden, das sind 0,3 bis 0,6 % der abhängigen Er­
werbspersonen (Tabelle 1); im Vergleich dazu erreicht die schwedische Arbeitsmarkt­
politik etwa die dreifache Beschäftigungswirkung (Schmid 1982 b). Diese Berechnung 
beruht auf der plausiblen Annahme, daß Arbeitnehmer in Vollzeitmaßnahmen der be­
ruflichen Weiterbildung voll ersetzt werden. Bisher liegen jedoch keine empirischen 
Belege über Ersatzquoten vor. Die hier zugrundeliegenden Annahmen sind als Ober­
grenze des Beschäftigungseffekts zu betrachten, da die Ersatzquote mit sich verschlech­
ternder Arbeitsmarktlage zunehmend unter 100 % liegen dürfte.
Ein zweites Maß für die Beschäftigungswirkung ist die sog. Entlastungswirkung; das ist 
die Zahl der Personen, die ohne Maßnahme vermutlich arbeitslos wären. Diese Zahl be­
rechnet sich nach der Methode des IAB als Summe aus der Zahl der unmittelbar vor 
der Teilnahme an Bildungsmaßnahmen Arbeitslosen und zwei Dritteln der Beschäfti­
gungswirkung, die durch die Teilnahme vorher Beschäftigter an Bildungsmaßnahmen 
eintritt. Nach dieser Methode lag die Entlastungswirkung in den letzten Jahren zwi­
schen 52 000 und 93 000, das sind 0,2 bis 0,4 % der abhängigen Erwerbspersonen 
(Tabelle 1). In anderen Worten: 1975 wäre beispielsweise die registrierte Arbeitslosig­
keit ohne Weiterbildungsmaßnahmen um 0,4 Prozentpunkte höher gewesen. Auch die­
se Schätzung ist als Obergrenze zu betrachten; die Entlastungwirkung ist vermutlich 
niedriger, da vormals Arbeitslose in Bildungsmaßnahmen nicht während der ganzen 
Dauer der Maßnahme arbeitslos geblieben wären, weil die Wiedereingliederungsquote 
von FuU-Teilnehmern unter 100 % liegt (vgl. weiter unten), und weil die Annahme, 
daß 2/3 der Ersatzquote ehemals beschäftigter FuU-Teilnehmer sonst arbeitslos ge­
wesen wären, sehr optimistisch ist.
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Auf der Basis dieser Schätzungen läßt sich ein Kosten/Wirksamkeitsmaß berechnen, in­
dem Entlastungswirkung und entsprechende Aufwendungen gegenübergestellt werden 
(Tabelle 1). Pro eingespartem Arbeitslosen betrugen die Kosten 1980 35.466 DM. Von 
diesen Bruttokosten müßten mindestens die durchschnittlichen Lohnersatzleistungen 
abgezogen werden, die pro Arbeitslosen aufzuwenden sind; das waren im Jahr 1980 
10.855 DM.7 Diesen Nettokosten wären dann die Nutzen gegenüberzustellen, die sich 
nicht quantifizieren lassen, jedoch nicht unerheblich sind, wie noch zu zeigen sein 
wird. Die Aufwendungen pro eingespartem Arbeitslosen nach konstanten Preisen (Ta­
belle 1) sind in den letzten Jahren zwar leicht gestiegen, jedoch nicht so stark, daß 
hieraus Anzeichen für einen fallenden Grenznutzen (nimmt man einmal konstanten 
Nutzen an) zu entnehmen wären. Dies ist für die Gesamtbeurteilung dieses Instruments 
von großer Bedeutung.

(2) Das AFG von 1969 hatte zunächst die soziale Sicherung bei Bereitschaft zur beruf­
lichen Mobilität großzügig geregelt: 80 % Unterhaltsgeld, orientiert am bisherigen oder 
am zu erwartenden Einkommen, waren bei sinnvoller arbeitsmarktpolitischer Weiter­
bildung und bei Vollzeitkursen, die eine Aufgabe der Beschäftigung voraussetzen, ga­
rantiert. Diese Regelung wirkte vor allem als Anreiz zur individuellen Aufstiegsmobili­
tät relativ etablierter Arbeitnehmergruppen, während die soziale Sicherungsfunktion 
für die arbeitsmarktpolitischen Risikogruppen in den Hintergrund trat.
Mit Verschlechterung der Arbeitsmarktlage kehrte sich dieses Verhältnis um: Mit dem 
Haushaltsstrukturgesetz 1975 und mit dem AFKG 1981 wurden sowohl der anspruchs­
berechtigte Personenkreis als auch die Höhe der Einkommenssicherung erheblich zu­
rückgeschnitten; die soziale Sicherung der unmittelbar von Arbeitslosigkeit bedrohten 
Gruppen — und darunter wiederum der Beitragszahler — steht nun eindeutig im Vor­
dergrund. Die Anreizwirkung der sozialen Sicherung für freiwillige berufliche Mobili­
tät ist praktisch bedeutungslos geworden. Diese Entwicklung entspricht der Konstruk­
tionslogik des AFG, wonach aktive Arbeitsmarktpolitik überwiegend aus Beitragsgel­
dern zur Arbeitslosenversicherung finanziert wird, deren primäre Funktion die soziale 
Sicherung von — wenn der Fall eintritt — akut betroffenen Arbeitslosen ist. Diese Lo­
gik gilt auch operativ: Mit steigender Arbeitslosigkeit werden die administrativen Ka­
pazitäten auf die sozialen Sicherungsfunktionen konzentriert, während beschäfti­
gungspolitische und allokative Funktionen in den Hintergrund treten. Diese unbeding­
te Priorität der sozialen Sicherungsfunktion hat daher für die Effizienz der Arbeits­
marktpolitik insgesamt eindeutig gegenproduktive Wirkungen.

(3) Über die allokative Wirkung der beruflichen Weiterbildung gibt es erstaunlicher­
weise kaum harte Informationen, obwohl die Förderung der beruflichen Bildung vor 
allem auf diese Funktion zielt. Zum Teil ist dieser Mangel auf objektive Schwierigkei­
ten der Messung zurückzuführen: Nach neoklassischer Maxime müßte sich hohe allo­
kative Effizienz in höheren Löhnen der Teilnehmer an beruflicher Weiterbildung aus- 
drücken. Löhne sind jedoch nicht nur Ausdruck individueller Produktivität, sondern 
von einer ganzen Reihe anderer Determinanten abhängig. Dennoch wäre es nützlich, 
hier präszise und mit Kontrollgruppen vergleichbare Daten zu haben. Ein anderer In­
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dikator sind Wiedereingliederungsquoten: Hohe allokative Effizienz müßte sich bei 
ehemals arbeitslosen Teilnehmern an Bildungsmaßnahmen in hohen Quoten der Ein­
gliederung in den Arbeitsmarkt ausdrücken. Hofbauer (1979, 1981) meldet dazu gün­
stige Resultate: 1980 lag die durchschnittliche Wiedereingliederungsquote bei 88 %, 
1976 bei 75 %. Allerdings sind in diesen Angaben die Teilnehmer in betrieblichen Ein­
arbeitungsmaßnahmen enthalten, für die zu Beginn einer Maßnahme schon ein dauer­
haftes Beschäftigungsverhältnis begründet wurde. Auch nach Schulungszielen ist die 
allokative Effizienz recht unterschiedlich: So wurde nach Fortbildungsmaßnahmen 
z. B. für Schweißer, Verkäufer, Kraftfahrzeugführer und Datenverarbeitungsfachleute 
die Arbeitslosigkeit nach der Maßnahme überdurchschnittlich häufig beendet. Die 
Fortbildung weiblicher Bürohilfskräfte beispielweise ehvies sich dagegen als weniger er­
folgreich: 83 % der vor der Fortbildung Arbeitslosen waren zum Erhebungszeitpunkt 
noch ohne Beschäftigung (Hofbauer 1981: 255). Die Ergebnisse von Hofbauer haben 
allerdings einige methodische Flecken: Mangels Kontrollgruppenbildung kann z. B. 
nicht eindeutig geklärt werden, inwieweit die günstigen Ergebnisse auf eine positive 
Vorselektion der Teilnehmer in Bildungsmaßnahmen oder auf die Maßnahme selbst 
zurückzuführen ist; über den langfristigen Wiedereingliederungserfolg sowie über mög­
liche Verdrängungen von Nicht-Bildungsteilnehmern ist ebenfalls nichts bekannt.
Ein weiteres Indiz für allokative Effizienz ist der Anteil der Personen, die nach erfolg­
reicher Bildungsmaßnahme tatsächlich eine ihrer Weiterbildung gemäße Beschäftigung 
gefunden haben. Eine repräsentative Testbefragung des IAB von Umschulungsabgäng- 
gern 1977 ermittelte, daß innerhalb eines Monats rd. 50 %, innerhalb von ca. 3 Mona­
ten rd. 70 % und innerhalb ca. eines Jahres nach Beendigung der Umschulung 87 % 
eine berufliche Tätigkeit aufgenommen hatten-, 2/3 der Beschäftigten waren zuletzt 
ganz oder teilweise in ihrem Umschulungsberuf tätig.
Auch die Minderung der regionalen Diskrepanzen zwischen Angebot und Nachfrage 
müßte als Indikator für allokative Effizienz hinzugefügt werden. Hierzu gibt es leider 
kaum Informationen. Zu erwähnen ist das Ergebnis von Peters/Schmid (1982), wonach 
das Sonderprogramm 1979/80, das u. a. innerbetriebliche Qualifizierung bei Umstruk­
turierungsproblemen förderte, vor allem von denjenigen Arbeitsämtern in Anspruch 
genommen wurde, in denen relativ viele offene Stellen mit Qualifikationsanforderun­
gen gemeldet waren. Hier gab es offenbar Qualifikationsengpässe trotz durchschnitt­
lich hoher Arbeitslosigkeit; solche Engpässe wurden auch durch zahlreiche Betriebsin­
terviews, vor allem bei kleineren und mittleren Betrieben, festgestellt. 
Zusammenfassend läßt sich feststellen: Obwohl Menge und Güte der Indizien zu wün­
schen übrig lassen, deutet alles darauf hin, daß die allokative Effizienz beruflicher Wei­
terbildung beachtlich ist. Das gilt vor allem für die Situation „struktureller Arbeitslo­
sigkeit“ ; aber auch bei konjunktureller und wachstumsdefizitärer Arbeitslosigkeit 
dürfte die allokative Wirkung in der Tendenz positiv sein, sei es durch Vermeiden künf­
tiger Qualifikationsengpässe, sei es durch verbesserte Flexibilität des Arbeitsangebots 
durch breitere oder höhere Qualifizierung. Ein regional, sektoral, beruflich und u. U. 
auch betriebsspezifisch gezielterer Einsatz dieses Instruments könnte die Effizienz 
noch steigern.
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(4) Die Verteilungswirkung beruflicher Weiterbildung war bis jetzt dagegen nicht so 
eindeutig positiv. In den ersten Jahren nach dem AFG waren die schon etablierten 
Gruppen auf dem Arbeitsmarkt deutlich begünstigt. Seit 1975 treten Verteilungsge­
sichtspunkte zugunsten der von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitnehmergruppen stär­
ker in den Vordergrund, freilich eher durch Finanzierungsengpässe (Priorität der so­
zialen Sicherung) als durch veränderte verteilungspolitische Vorstellungen diktiert. Der 
Anteil der Arbeitslosen unter den Teilnehmern beruflicher Weiterbildung stieg deut­
lich an, dafür sank jedoch die absolute Zahl drastisch, und erst neuerdings nähern sich 
die Teilnehmerzahlen wieder dem Niveau von 1975 an. Der Anteil der Frauen verbes­
serte sich insgesamt von 24 auf 32 %; bei der anspruchsvolleren Aufstiegsfortbildung 
lag der Frauenanteil 1980 immer noch bei nur 24 %, bei der Anpassungsfortbildung 
jedoch bei 66 % (Bundesanstalt 1980: 14).
Nicht gelungen ist es bisher, die von Arbeitslosigkeit besonders bedrohte Gruppe der 
Arbeitnehmer ohne Berufsausbildung stärker in die Weiterbildung einzubeziehen. Nach 
wie vor ist sie deutlich unterrepräsentiert, teilweise ging ihr Anteil in den letzten Jah­
ren sogar zurück. Einem Anteil von 18—20 % an den Teilnehmern von beruflichen Bil­
dungsmaßnahmen steht ein Anteil von ca. 30 % an den Erwerbspersonen und von ca. 
55 % an den Arbeitslosen gegenüber (u. a. Hofhauer 1979; 44). Der Hauptgrund dafür 
ist darin zu sehen, daß sowohl die Arbeitsverwaltung als auch die Träger beruflicher 
Bildungsmaßnahmen bei knappen Ressourcen den Anreiz haben, möglichst erfolgver­
sprechende Teilnehmer auszuwählen; diese „Olympioniken“ erfordern weniger Bera- 
tungs- und Vermittlungsaufwand und auch weniger Schwierigkeiten bei der Gestaltung 
des Kursangebots; dies wiederum verbessert ntürlich die Allokations- und Beschäfti­
gungswirkung (Garlichs/Maier 1982).
Die Zieldimensionen stehen also in einem gewissen Konflikt; das gilt jedoch vorwie­
gend für die Situation der konjunkturellen und wachstumsdefizitären Arbeitslosigkeit. 
Wenn es dagegen möglich ist, durch Beseitigung von Qualifikationsengpässen oder -U n ­

gleichgewichten latente Wachstumspotentiale zu realisieren, wäre es arbeitsmarktpo­
litisch unsinnig, Verteilungsgesichtspunkte in den Vordergrund zu schieben: Eine ge­
zielte Förderung der besser Qualifizierten wird hier wesentlich effizienter sein, und die 
anschließende Sogwirkung kommt dann auch den weniger Qualifizierten zugute.

(5) und (6) Integrative und gesellschaftspolitische Effekte stehen zur Zeit nicht im 
Vordergrund bei der arbeitsmarktpolitischen Förderung beruflicher Weiterbildung. All­
gemein sind jedoch bei Erfüllung der anderen Funktionen positive Nebenwirkun­
gen auch in dieser Hinsicht zu erwarten: durch die Möglichkeit etwa für Frauen, wieder 
ins Erwerbsleben einzutreten, oder durch die Vergrößerung der Wahlfreiheit. Hier 
knüpfen jedoch auch ordnungspolitische Erwägungen an, die politisch durchaus unter­
schiedlich gewertet werden können, denkt man etwa an die Folgen höherer beruflicher 
Mobilität von Frauen für die traditionelle Familie; unter der Zielsetzung partnerschaft­
licher Familienstrukturen hat die Chancenverbesserung der Frauen über berufliche Wei­
terbildung jedoch eindeutig positive Funktionen.
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5. „Ein Schritt zurück, zwei Schritte voran“: Die Zukunft der aktiven Arbeitsmarkt­
politik

Sicherlich ist eine Effizienzanalyse in der hier vorgestellten Form nach methodisch 
strengen Kriterien nicht ausreichend. Insbesondere fehlt ein systematischer Vergleich 
mit den Opportunitätskosten alternativer Maßnahmen. Beim derzeitigen Stand der 
Forschung, aber auch aus systematischen Gründen sind derartige Vergleiche nicht mög­
lich. Hier konnten — und auch das nur für ein ausgewähltes Instrument — quantitativ 
lediglich einige Kosten/Wirksamkeits-Schätzungen und ein Vergleich mit den Oppor­
tunitätskosten der Arbeitslosigkeit angestellt werden; im übrigen mußten wir uns auf 
die Sammlung von Indizien und auf plausible Überlegungen beschränken.
Diese Sammlung von Indizien zur Effizienz der Arbeitsmarktpolitik ergibt jedoch ins­
gesamt ein positives Bild; das gilt zumindest für die Förderung der beruflichen Weiter­
bildung, der Kurzarbeit und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Es konnte gezeigt 
werden, daß diese Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik nicht nur zur Sicherung 
oder Erweiterung der Beschäftigung beitragen, sondern auch noch andere wichtige 
Funktionen erfüllen: Sie sind aktiver Bestandteil des Systems sozialer Sicherung, sie 
verbessern zum Teil die allokative Effizienz, sie korrigieren die Verteilung der Be­
schäftigungschancen in sozialpolitisch erwünschter Richtung, sie fördern die gesell­
schaftliche Integration, sie vergrößern wenigstens zum Teil die persönliche Freiheit in 
der Berufs- und Arbeitsplatzwahl und vermeiden die sozialpsychologisch verheerenden 
Schäden längerfristiger Arbeitslosigkeit. Da diese Zielfunktionen miteinander Zusam­
menhängen, hat jedes Zurückschneiden effizienter Arbeitsmarktpolitik sich vervielfa­
chende negative Wirkungen. Insgesamt betrachtet ist also die Effizienz der Arbeits­
marktpolitik besser als ihr Ruf.
Vor diesem Hintergrund sind die Auswirkungen der „Operation 82“ geradezu bestür- 
zend: das sog. Arbeitsförderungskonsolidierungsgesetz (AFKG) von 1981 erweist sich 
nicht nur sprachlich, sondern auch politisch als Unding. Das AFKG hat die arbeits­
marktpolitischen Leistungen erheblich zurückgeschnitten, ohne jedoch neue Perspek­
tiven aufzuzeigen; neben den zweifellos drückenden Haushaltsproblemen der Bundes­
anstalt für Arbeit sowie des Bundes haben dabei sicherlich auch der schlechte Ruf der 
Arbeitsmarktpolitik und die falsche Bescheidenheit der Arbeitsmarktpolitiker eine 
Rolle gespielt. Die vom AFKG herbeigeführte Verschärfung der Zumutbarkeit, die Ver­
längerung der Sperrzeiten, die Beschränkung der Arbeitslosenhilfe auf Leistungsemp­
fänger und die Verlängerung der Beitragspflicht auf 12 Monate sollen nun Einsparun­
gen bei Lohnersatzleistungen bringen; die aktive Arbeitsmarktpolitik wird nun strikt 
auf Beitragszahler oder Leistungsempfänger beschränkt, die Leistungen selbst werden 
reduziert, und die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen werden darüber hinaus regional auf 
Gebiete mit hoher Arbeitslosigkeit sowie institutionell auf private oder halbstaatliche 
Trägerinstitutionen und bei Kommunen auf „strukturverbessernde Maßnahmen“ be­
schränkt (Kühl 1981).
Möglicherweise werden diese Maßnahmen in Teilbereichen zu größerer Effizienz füh­
ren, da sie nun zielgruppenschärfer eingesetzt und Mißbrauchsmöglichkeiten weiter 
eingeschränkt werden können. Dieser Vermutung stehen jedoch mindestens auch eben-
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so sicher zu erwartende negative Folgen gegenüber, deren Kosten den erhofften Ge­
winn mit großer Sicherheit sogar überschreiten: Randgruppen des Arbeitsmarktes, vor 
allem wiedereingliederungswillige Hausfrauen, Jugendliche ohne Berufserfahrung, Aus­
länder und Behinderte werden weiter abgedrängt — zum Teil zu finanziellen Lasten der 
Kommunen (Sozialhilfe) —, so daß der gesamtstaatliche Einsparungseffekt erheblich 
reduziert wird und die zu erwartenden negativen Beschäftigungseffekte zu weiteren 
Steuer- und Beitragsausfällen führen.
Auch wenn in einer Situation der Massenarbeitslosigkeit die Problemlösung vorrangig 
von der allgemeinen Wirtschafts- und Finanzpolitik zu erwarten ist, braucht die Ar­
beitsmarktpolitik sich nicht zu verstecken. Sie sollte nicht bei dem „Schritt zurück“ 
verharren, der ihr durch die „Operation 82“ aufgezwungen wurde. Sie sollte diese Si­
tuation im Sinne einer zurückhaltenden, aber dennoch offensiven Strategie (Elster 
1979: 9 ff.) nutzen, um größeren Spielraum und größere Effizienz für künftiges Han­
deln zu gewinnen, um also in naher Zukunft die berühmten „zwei Schritte vor“ folgen 
zu lassen. Gegen einen weiteren Abbau arbeitsmarktpolitischer Leistungen muß ener­
gisch Widerstand geleistet werden. Andererseits könnte jede weitere hektische Reak­
tion auf die schlimme Arbeitsmarktlage der Arbeitsverwaltung und ihren erprobten In­
strumenten schwer wiedergutzumachenden Schaden zufügen. „Einen Schritt zurück 
und zwei Schritte vor“ heißt daher, in die Infrastruktur zukünftiger Handlungskapa­
zitäten zu investieren. Zu einer solchen Strategie gehören etwa der Aufbau eines tech­
nologisch modernisierten Vermittlungs- und Beratungsdienstes, die Rationalisierung 
von Lohnersatzleistungen und deren Abkopplung von aktiven Funktionen der Arbeits­
verwaltung, die Verbesserung des lokalen Informations- und Kommunikationssystems, 
der Ausbau von überbetrieblichen multifunktionalen Trainingszentren und schließlich 
die Modifizierung einiger Instrumente der Arbeitsförderung, vor allem der Eingliede­
rungsbeihilfen und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (Schmid 1982 c).

Anmerkungen

1 Die ursprüngliche Fassung mußte für diesen Beitrag aus Raumgründen erheblich gekürzt werden. 
Zur Information über die Effizienz anderer arbeitsmarktpolitischer Instrumente (den Einglie­
derungsbeihilfen, der Kurzarbeit und den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) sowie zur ausführli­
cheren Darstellung der politischen Schlußfolgerungen verweise ich den Leser auf diese Aus­

gangsfassung (vgl. Scbmid 1982 a).
2 Eine auf die politischen Schlußfolgerungen zielende Kurzfassung dieses Beitrages befindet sich 

in den Gewerkschaftlichen Monatsheften, H. 2/1982 (Schmid 1982 c).
3 Ich denke dabei etwa an das Modell des Science Court und verwandte Institutionen wissen­

schaftlicher Beratung, Entscheidungs- und Konsensvorbereitung; zu dieser Diskussion vgl. 
Dierkes/von Thienen 1977.

4 Diese Definition deckt sich weitgehend etwa mit Lampert 1980: 3 und mit Kaufmann 1977: 
489 f., der allerdings den Begriff der Effektivität vorzieht. Bei der Beurteilung der Beschäfti­
gungswirkung und der Kosten/Wirksarnkeit verfahre ich analog zu dem von Lampert einge­
schlagenen Weg; die Berechnungen unterscheiden sich jedoch auf Grund von Modifikationen 
oder neueren Datenquellen.

5 Hier wird vor allem auf die traditionellen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik eingegangen, wie 
sie im Arbeitsförderungsgesetz (AFG) formuliert sind. Im weiteren Sinne zur Arbeitsmarktpoli­
tik wären auch regulative Instrumente zu nennen wie Kündigungsschutz, Arbeitszeit- und Ren­
tenrechtsregelungen, oder auch institutioneile Regelungen wie die Gestaltung der industriellen 
Beziehungen, der Mitbestimmung u. a.
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6 Es fehlt hier vor allem an Langzeitstudien mit sorgfältig ausgewählten Kontrollgruppen. Darüber 
hinaus fehlt in der Bundesrepublik die amerikanische Tradition von Experimentalprogrammen, 
welche die Wirkungsforschung in den Vereinigten Staaten enorm vorangetrieben hat. Zum 
Stand und zur Entwicklung der Wirkungsforschung vgl. u. a. Kaufmann 1977 und Hellstem 
1981.

7 Errechnet sich aus den BA-Ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe (1980: 9,65 
Mrd. DM) und der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenzahl (1980: 889 000).
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